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ACHTUNG 
Änderung des Niedersächsischen Personalvertretungsgesetzes 
 
 

 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

 

das niedersächsische Personalvertretungsgesetz wurde geändert. Anbei findet Ihr den Auszug aus dem Nie-

dersächsischen Gesetz- und Verordnungsblatt, den geänderten Gesetzestext sowie einige Anmerkungen.  

 

 

I. Niedersächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt 

II. Geänderter Gesetzestext 

III. Erläuterungen 

 

 

I. Niedersächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt 

 

Nds. GVBl. Nr. 27/2020 S. 251 

 

  
Personalvertretungen nach dem  
Niedersächsichen Personalvertretungsgesetz 
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Artikel 13  

 

Änderung des Niedersächsischen Personalvertretungsgesetzes  

Das Niedersächsische Personalvertretungsgesetz in der Fassung vom 9. Februar 2016 (Nds. GVBl. S. 2), 

zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 24. Oktober 2019 (Nds. GVBl. S. 300), wird wie folgt 

geändert:  

 

1. In § 22 wird nach Absatz 2 der folgende Absatz 2 a eingefügt:  

„(2 a) 1Sind in einer Dienststelle die regelmäßigen Personalratswahlen im Jahr 2020 wegen der 

Auswirkungen der COVID-19-Pandemie nicht bis zum 30. April 2020 durchgeführt worden, so en-

det die laufende Amtszeit des Personalrats dieser Dienststelle abweichend von Absatz 2 Satz 1 spä-

testens am 30. April 2021. 2In diesen Fällen findet Absatz 2 Satz 2 keine Anwendung.“  

 

2. Dem § 29 wird der folgende Absatz 4 angefügt:  

„(4) 1Solange eine epidemische Lage von nationaler Tragweite nach § 5 Abs. 1 Satz 1 des Infekti-

onsschutzgesetzes (IfSG) oder eine epidemische Lage von landesweiter Tragweite nach § 3 a Abs. 1 

Satz 1 des Niedersächsischen Gesetzes über den öffentlichen Gesundheitsdienst (NGöGD) festge-

stellt ist, kann die oder der Vorsitzende des Personalrats in der Einladung zu einer Sitzung des Per-

sonalrats festsetzen, dass alle oder einzelne Mitglieder des Personalrats durch Zuschaltung per Tele-

fon- oder Videokonferenztechnik an der Sitzung teilnehmen können (Video- oder Telefonkonfe-

renz). 2Zu Beginn einer Video- oder Telefonkonferenz stellt die oder der Vorsitzende des Personal-

rats durch namentliche Nennung fest, welche Personen durch Zuschaltung an der Video- oder Tele-

fonkonferenz teilnehmen, und trägt diese abweichend von § 34 Abs. 1 Satz 3 in die Anwesenheits-

liste ein.“  

 

3. Dem § 31 wird der folgende Absatz 4 angefügt:  

„(4) 1Beschlüsse können auf Vorschlag der oder des Vorsitzenden des Personalrats im Umlaufver-

fahren schriftlich oder durch E-Mail gefasst werden, solange eine epidemische Lage von nationaler 

Tragweite nach § 5 Abs. 1 Satz 1 IfSG oder eine epidemische Lage von landesweiter Trag- weite 

nach § 3 a Abs. 1 Satz 1 NGöGD festgestellt ist. 2Beschlüsse im Umlaufverfahren werden mit der 

Mehrheit der Stimmen der Mitglieder des Personalrats gefasst. 3Nach Absatz 3 ausgeschlossene 

Mitglieder des Personalrats dürfen am Umlaufverfahren nicht teilnehmen.“  
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4. In § 53 Abs. 2 Satz 1 wird die Verweisung „§ 29 Abs. 2 und 3“ durch die Verweisung „§ 29 Abs. 2 

bis 4“ ersetzt.  

 

5. § 72 wird wie folgt geändert:  

 
a) Es wird der folgende neue Absatz 2 eingefügt:  

„(2) 1Solange eine epidemische Lage von nationaler Tragweite nach § 5 Abs. 1 Satz 1 IfSG oder 

eine epidemische Lage von landesweiter Tragweite nach § 3 a Abs. 1 Satz 1 NGöGD festgestellt ist, 

kann die oder der Vorsitzende in der Einladung zu einer Sitzung der Einigungsstelle festsetzen, dass 

alle oder einzelne Mitglieder durch Zuschaltung per Telefon- oder Videokonferenztechnik an der 

Sitzung teilnehmen können (Video- oder Telefonkonferenz). 2Zu Beginn einer Video- oder Tele-

fonkonferenz stellt die oder der Vorsitzende durch namentliche Nennung fest, welche Personen 

durch Zuschaltung an der Video- oder Telefonkonferenz teilnehmen.“  

b) Die bisherigen Absätze 2 bis 6 werden Absätze 3 bis 7.  

 

6. In § 73 Abs. 1 Satz 1 wird die Verweisung „§ 72 Abs. 5 Satz 1“ durch die Verweisung „§ 72 Abs. 6 

Satz 1“ ersetzt.  

 

7. In §83 Abs.1 Satz 2 Nr. 5 werden die Angabe „72 Abs.3 bis 5“ durch die Angabe „72 Abs. 4 bis 6“ 

und die Verweisung „§ 107 d Abs. 3 bis 5“ durch die Verweisung „§ 107 d Abs. 4 bis 6“ ersetzt.  

 
 

8. § 107 d wird wie folgt geändert:  

a)  Es wird der folgende neue Absatz 2 eingefügt:  

„(2) 1Solange eine epidemische Lage von nationaler Tragweite nach § 5 Abs. 1 Satz 1 IfSG oder 

eine epidemische Lage von landesweiter Tragweite nach § 3 a Abs. 1 Satz 1 NGöGD festgestellt ist, 

kann die oder der Vorsitzende in der Einladung zu einer Sitzung der Einigungsstelle festsetzen, dass 

alle oder einzelne Mitglieder durch Zuschaltung per Telefon- oder Videokonferenztechnik an der 

Sitzung teilnehmen können (Video- oder Telefonkonferenz). 2Zu Beginn einer Video- oder Tele-

fonkonferenz stellt die oder der Vorsitzende durch namentliche Nennung fest, welche Personen 

durch Zuschaltung an der Video- oder Telefonkonferenz teilnehmen.“  

b)  Die bisherigen Absätze 2 bis 6 werden Absätze 3 bis 7.  
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9. In § 109 Abs. 1 Nr. 5 Satz 2 werden die Verweisung „§ 107 d Abs. 4 Satz 1“ durch die Verwei-

sung „§ 107 d Abs. 5 Satz 1“ und die Verweisung „§ 107 d Abs. 5 Satz 2“ durch die Verweisung „§ 

107 d Abs. 6 Satz 2“ ersetzt.  

 

 

II. Geänderter Gesetzestext 

Blaue Schrift = Änderungen 

 

§  22  

Zeitpunkt der Personalratswahl; Ende der regelmäßigen Amtszeit 

(1) Die regelmäßigen Personalratswahlen finden alle vier Jahre in der Zeit vom 1. Februar bis 30. 

April statt.  

(2) Die regelmäßige Amtszeit des Personalrats endet mit der Konstituierung (§ 29 Abs. 1) des neu gewählten 

Personalrats, spätestens am 30. April des Jahres, in dem die regelmäßigen Personalratswahlen stattfinden. 

Hat der neu gewählte Personalrat die Wahl nach § 28 Abs. 1 bis zum 30. April nicht durchgeführt, so ver-

längert sich die Amtszeit bis zu dieser Sitzung, längstens jedoch bis zur Dauer von zwei Monaten.  

(2a) Sind in einer Dienststelle die regelmäßigen Personalratswahlen im Jahr 2020 wegen der Auswirkungen 

der COVID-19-Pandemie nicht bis zum 30. April 2020 durchgeführt worden, so endet die laufende Amtszeit 

des Personalrats dieser Dienststelle abweichend von Absatz 2 Satz 1 spätestens am 30. April 2021. In diesen 

Fällen findet Absatz 2 Satz 2 keine Anwendung. 

(3) Ist ein Personalrat am 1. Februar des Jahres der regelmäßigen Personalratswahlen weniger als ein Jahr 

im Amt, so verlängert sich seine Amtszeit um die nächste regelmäßige Amtszeit.  

 

§ 29 

Einberufung der Personalratssitzungen 

(1) Spätestens zwei Wochen nach dem Wahltag hat der Wahlvorstand die Mitglieder des neu gewählten 

Personalrats zur Vornahme der nach § 28 Abs. 1 vorgeschriebenen Wahlen einzuberufen und die Sitzung 

zu leiten, bis der Personalrat aus seiner Mitte ein Mitglied für die Leitung der Wahl bestellt hat.  

(2) Die oder der Vorsitzende des Personalrats beraumt die weiteren Sitzungen an, setzt die Tagesordnung 

fest, lädt die Mitglieder des Personalrats zu den Sitzungen rechtzeitig unter Mitteilung der Tagesordnung 

ein und leitet die Verhandlungen. 
(3) Auf Verlangen  

1. eines Viertels der Mitglieder des Personalrats,  

2. der Vertretung einer Gruppe, 
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3. der Jugend- und Auszubildendenvertretung oder 

4. der Dienststelle 

ist innerhalb von zwei Wochen eine Sitzung anzuberaumen und der Gegenstand, der behandelt werden soll, 

auf die Tagesordnung zu setzen.  

(4) Solange eine epidemische Lage von nationaler Tragweite nach § 5 Abs. 1 Satz 1 des Infektionsschutz-

gesetzes (IfSG) oder eine epidemische Lage von landesweiter Tragweite nach § 3 a Abs. 1 Satz 1 des Nie-

dersächsischen Gesetzes über den öffentlichen Gesundheitsdienst (NGöGD) festgestellt ist, kann die oder 

der Vorsitzende des Personalrats in der Einladung zu einer Sitzung des Personalrats festsetzen, dass alle 

oder einzelne Mitglieder des Personalrats durch Zuschaltung per Telefon- oder Videokonferenztechnik an 

der Sitzung teilnehmen können (Video- oder Telefonkonferenz). Zu Beginn einer Video- oder Telefonkon-

ferenz stellt die oder der Vorsitzende des Personalrats durch namentliche Nennung fest, welche Personen 

durch Zuschaltung an der Video- oder Telefonkonferenz teilnehmen, und trägt diese abweichend von § 34 

Abs. 1 Satz 3 in die Anwesenheitsliste ein. 

 

§ 31 

Beschlüsse des Personalrats 

(1) Der Personalrat oder die Vertretung einer Gruppe ist nur beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte 

der Mitglieder anwesend ist; Stellvertretung durch Ersatzmitglieder ist nach Maßgabe des § 27 zulässig.  

(2) Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder gefasst, soweit dieses Gesetz 

nichts anderes bestimmt. Stimmenthaltung gilt als Ablehnung. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als 

abgelehnt.  

(3) Ein Mitglied des Personalrats darf während der Beratung und Entscheidung nicht anwesend sein, wenn 

durch eine Angelegenheit seine besonderen Interessen berührt werden. Dies gilt auch, wenn besondere In-

teressen von Angehörigen im Sinne des § 20 Abs. 5 des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes oder 

einer vom Mitglied kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen Person berührt wer- den.  

(4) Beschlüsse können auf Vorschlag der oder des Vorsitzenden des Personalrats im Umlaufverfahren 

schriftlich oder durch E-Mail gefasst werden, solange eine epidemische Lage von nationaler Tragweite 

nach § 5 Abs. 1 Satz 1 IfSG oder eine epidemische Lage von landesweiter Trag- weite nach § 3 a Abs. 1 

Satz 1 NGöGD festgestellt ist. Beschlüsse im Umlaufverfahren werden mit der Mehrheit der Stimmen der 

Mitglieder des Personalrats gefasst. Nach Absatz 3 ausgeschlossene Mitglieder des Personalrats dürfen am 

Umlaufverfahren nicht teilnehmen. 

 

§ 53 

Vorsitz; Geschäftsführung 
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(1) Besteht die Jugend- und Auszubildendenvertretung aus mehr als einem Mitglied, so wählt sie spätestens 

zwei Wochen nach dem Wahltag aus ihrer Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und eine Ver-

treterin oder einen Vertreter. Den Zeitpunkt der Wahl bestimmt der Wahlvorstand.  

(2) Im Übrigen gelten § 28 Abs. 1 Satz 4 und Abs. 2 Satz 1, § 29 Abs. 2 und 3, § 29 Abs. 2 bis 4, § 30 Abs. 

1 bis 3 und 6, §§ 31, 34 bis 38, 39 mit Ausnahme des Absatzes 3 Satz 3 sowie § 40 entsprechend. § 39 Abs. 

3 Satz 1 gilt nicht für Auszubildende. § 41 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass die Versetzung, Abord-

nung und Umsetzung sowie die außerordentliche Kündigung von Mitgliedern der Jugend- und Auszubil-

dendenvertretung der Zustimmung des Personalrats bedürfen.  

(3) An den Sitzungen der Jugend- und Auszubildendenvertretung kann ein vom Personalrat beauftragtes 

Personalratsmitglied teilnehmen, es sei denn, dass die Mehrheit der Jugend- und Auszubildendenvertretung 

dem widerspricht.  

 

§ 72 

Verfahren der Einigungsstelle 

(1) Die Verhandlungen der Einigungsstelle sind nicht öffentlich. Die oberste Dienstbehörde und die zustän-

dige Personalvertretung können sich schriftlich, durch E-Mail oder mündlich äußern. Die Einigungsstelle 

kann beschließen, zu den Verhandlungen sachkundige Personen hinzuzuziehen. Für die Einsicht in Perso-

nalakten gilt § 60 Abs. 2 Sätze 2 und 3 entsprechend mit der Maßgabe, dass die oder der Vorsitzende Ein-

sicht nimmt.  

(2) Solange eine epidemische Lage von nationaler Tragweite nach § 5 Abs. 1 Satz 1 IfSG oder eine epide-

mische Lage von landesweiter Tragweite nach § 3 a Abs. 1 Satz 1 NGöGD festgestellt ist, kann die oder 

der Vorsitzende in der Einladung zu einer Sitzung der Einigungsstelle festsetzen, dass alle oder einzelne 

Mitglieder durch Zuschaltung per Telefon- oder Videokonferenztechnik an der Sitzung teilnehmen können 

(Video- oder Telefonkonferenz). Zu Beginn einer Video- oder Telefonkonferenz stellt die oder der Vorsit-

zende durch namentliche Nennung fest, welche Personen durch Zuschaltung an der Video- oder Telefon-

konferenz teilnehmen. 

(3) Die Einigungsstelle entscheidet durch Beschluss. Sie kann den Anträgen der Beteiligten auch teil- weise 

entsprechen. Die Einigungsstelle ist nur beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der zur Beschlussfas-

sung berufenen Personen anwesend ist. Der Beschluss wird mit Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stimmen-

gleichheit entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. Der Beschluss soll innerhalb von sechs Wo-

chen nach Anrufung der Einigungsstelle ergehen. Er ist schriftlich niederzulegen, zu begründen, von der 

oder dem Vorsitzenden zu unterschreiben und den Beteiligten unverzüglich zuzustellen.  

(4) Der Beschluss der Einigungsstelle muss sich im Rahmen der Rechtsvorschriften, insbesondere des Haus-

haltsrechts, der tariflichen Regelungen und der Vereinbarungen nach § 81 halten.  
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(5) Folgt die Einigungsstelle nicht dem Antrag der obersten Dienstbehörde, so beschließt sie in den Fällen 

des § 65 Abs. 1 und 2 sowie des § 67 eine Empfehlung an die oberste Dienstbehörde. Diese entscheidet 

sodann endgültig. 

(6) In den Fällen des § 66 bindet die Entscheidung der Einigungsstelle die Beteiligten. An die Stelle der 

Entscheidung tritt jedoch eine Empfehlung der Einigungsstelle an die oberste Dienstbehörde, wenn von 

einem Beschluss der Landesregierung abgewichen werden soll oder wenn die Entscheidung durch die Lan-

desregierung oder geschäftsbereichsübergreifend durch die Ministerpräsidentin oder den Ministerpräsiden-

ten zu treffen ist.  

(7) Weicht die endgültige Entscheidung von einer Empfehlung der Einigungsstelle ab, so ist dies der betei-

ligten Personalvertretung und der Einigungsstelle mit schriftlicher Begründung bekannt zu geben.  

 

§ 73 

Aufhebung von Entscheidungen der Einigungsstelle 

(1) Die oberste Dienstbehörde kann bei einer Entscheidung nach § 72 Abs. 6 Satz 1, die wegen ihrer Aus-

wirkungen auf das Gemeinwesen die Regierungsverantwortung wesentlich berührt, innerhalb eines Monats 

nach Zustellung der Entscheidung der Einigungsstelle die endgültige Entscheidung der Landesregierung 

beantragen. Wird eine Entscheidung der Einigungsstelle teilweise oder ganz aufgehoben, so ist dies den 

Beteiligten mit schriftlicher Begründung bekannt zu geben.  

(2) Für den Bereich der Landtagsverwaltung entscheidet die Präsidentin oder der Präsident des Landtages 

im Benehmen mit dem Präsidium.  

(3) Für den Bereich des Landesrechnungshofs entscheidet die Landesregierung im Benehmen mit der Prä-

sidentin oder dem Präsidenten des Landesrechnungshofs.  

(4) Für den Bereich der oder des Landesbeauftragten für den Datenschutz entscheidet die oder der Landes-

beauftragte.  

 

§ 83 

Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte 

(1) Für Streitigkeiten aus diesem Gesetz sind die Verwaltungsgerichte zuständig. Sie entscheiden insbeson-

dere über 

1. Wahlberechtigung und Wählbarkeit, 

2. Wahl und Amtszeit der Personalvertretungen und der in den §§ 50 und 110 genannten Vertretungen sowie 

Zusammensetzung der Personalvertretungen und der Einigungsstellen, 

3. Zuständigkeit und Geschäftsführung der Personalvertretungen und der Einigungsstellen, 

4. Bestehen oder Nichtbestehen von Dienstvereinbarungen, 
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5. Streitigkeiten nach § 6 Abs. 3 und 4, §§ 21, 24, 58, 63, 72 Abs. 4 bis 6, § 73 Abs. 1 Satz 1, § 107d Abs. 

4 bis 6, § 107e Satz 1 und § 109 Abs. 2 Satz 2.  

(2) Die Vorschriften des Arbeitsgerichtsgesetzes über das Beschlussverfahren gelten entsprechend.  

 

§ 107d 

Verfahren der Einigungsstelle 

(1) Die Verhandlungen der Einigungsstelle sind nicht öffentlich. Die Dienststelle und der zuständige Perso-

nalrat können sich schriftlich, durch E-Mail oder mündlich äußern. Die Einigungsstelle kann beschließen, 

zu den Verhandlungen sachkundige Personen hinzuzuziehen. Für die Einsicht in Personalakten gilt § 60 

Abs. 2 Sätze 2 und 3 entsprechend mit der Maßgabe, dass die oder der Vorsitzende Einsicht nimmt.  

(2) Solange eine epidemische Lage von nationaler Tragweite nach § 5 Abs. 1 Satz 1 IfSG oder eine epide-

mische Lage von landesweiter Tragweite nach § 3 a Abs. 1 Satz 1 NGöGD festgestellt ist, kann die oder 

der Vorsitzende in der Einladung zu einer Sitzung der Einigungsstelle festsetzen, dass alle oder einzelne 

Mitglieder durch Zuschaltung per Telefon- oder Videokonferenztechnik an der Sitzung teilnehmen können 

(Video- oder Telefonkonferenz). Zu Beginn einer Video- oder Telefonkonferenz stellt die oder der Vorsit-

zende durch namentliche Nennung fest, welche Personen durch Zuschaltung an der Video- oder Telefon-

konferenz teilnehmen. 

(3) Die Einigungsstelle entscheidet durch Beschluss. Sie kann den Anträgen der Beteiligten auch teil- weise 

entsprechen. Die Einigungsstelle ist nur beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der zur Beschlussfas-

sung berufenen Personen anwesend ist. Der Beschluss wird mit Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stimmen-

gleichheit entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. Der Beschluss soll innerhalb von sechs Wo-

chen nach Anrufung der Einigungsstelle ergehen. Er ist schriftlich niederzulegen, zu begründen, von der 

oder dem Vorsitzenden zu unterschreiben und den Beteiligten unverzüglich zuzustellen.  

(4) Der Beschluss der Einigungsstelle muss sich im Rahmen der Rechtsvorschriften, insbesondere des Haus-

haltsrechts und der tariflichen Regelungen halten.  

(5) Folgt die Einigungsstelle nicht dem Antrag der Dienststelle, so beschließt sie in den Fällen des § 65 Abs. 

1 und 2 sowie des § 67 eine Empfehlung an den höheren Dienstvorgesetzten. Dieser entscheidet sodann 

endgültig.  

(6) In den Fällen des § 66 bindet die Entscheidung der Einigungsstelle die Beteiligten. An die Stelle der 

Entscheidung tritt jedoch eine Empfehlung der Einigungsstelle an die oberste Dienstbehörde, wenn von 

einem von dieser gefassten Beschluss abgewichen werden soll.  

(7) Weicht die endgültige Entscheidung von einer Empfehlung der Einigungsstelle ab, so ist dies dem be-

teiligten Personalrat und der Einigungsstelle mit schriftlicher Begründung bekannt zu geben.  
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§ 109 

Öffentlich-rechtliche Versicherungsanstalten, 

Sparkassen, sonstige Kreditinstitute und ihre Verbände 

(1) Für die Beschäftigten der öffentlich-rechtlichen Versicherungsanstalten, Sparkassen, sonstigen Kredit-

institute sowie ihrer Verbände gilt Folgendes: 

1. Abweichend von § 66 Abs. 1 Nr. 14 und § 67 Abs. 1 Nr. 3 gilt für den Abschluss von Arbeitnehmerüber-

lassungs- und Gestellungsverträgen und die Gestaltung der Arbeitsplätze § 75. 

2. § 65 Abs. 3, § 66 Abs. 2 und § 75 Abs. 2 gelten auch für Beschäftigte, die 

a) Generalvollmacht oder Prokura haben oder 

b) nach Dienststellung und Dienstvertrag im Wesentlichen Aufgaben wahrnehmen, die ihnen regelmäßig 

wegen ihrer Bedeutung für den Bestand und die Entwicklung der Einrichtung im Hinblick auf besondere 

Erfahrungen und Kenntnisse übertragen werden, wenn sie dabei entweder die Entscheidungen im Wesent-

lichen frei von Weisungen treffen oder sie maßgeblich beeinflussen; dies kann auch bei Vorgabe insbeson-

dere aufgrund von Rechtsvorschriften, Plänen oder Richtlinien sowie bei Zusammenarbeit mit anderen lei-

tenden Angestellten gegeben sein. 

3. Für das Verfahren bei Nichteinigung, die Bildung der Einigungsstelle und das Verfahren der Einigungs-

stelle gelten § 107b, § 107c mit Ausnahme des Absatzes 2 Satz 2, § 107d sowie § 108 Abs. 3 sinngemäß. 

4. Die der Landesregierung nach § 73 Abs. 1 vorbehaltene Entscheidung trifft das gesetzlich oder satzungs-

mäßig für die laufende Überwachung der Geschäftsführung vorgesehene Organ. 

5. Oberste Dienstbehörde, übergeordnete Dienststelle und höherer Dienstvorgesetzter im Sinne dieses Ge-

setzes ist das gesetzlich oder satzungsmäßig für die Geschäftsführung vorgesehene Organ. 2 Eine endgültige 

Entscheidung des gesetzlich oder satzungsmäßig für die Geschäftsführung vorgesehenen Organs, die von 

einer gemäß § 107d Abs. 5 Satz 1 oder § 107d Abs. 6 Satz 2 beschlossenen Empfehlung der Einigungsstelle 

abweicht, bedarf der vorherigen Zustimmung des gesetzlich oder satzungsmäßig für die laufende Überwa-

chung der Geschäftsführung vorgesehenen Organs. 

6. Für das Verfahren zur Benehmensherstellung gilt § 107f Abs. 1 bis 5, 7 und 8 sinngemäß.  

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Beschäftigten anderer Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 

öffentlichen Rechts, die der Befriedigung wirtschaftlicher Bedürfnisse der Allgemeinheit dienen und die 

auch in privater Rechtsform betrieben werden könnten. Im Zweifelsfall entscheidet die oberste Aufsichts-

behörde, ob die Voraussetzungen des Satzes 1 erfüllt sind.  

 

 

III. Erläuterungen 

Vgl. auch: Weitere Kommentierung bei Fricke/Bender/Dierßen/Otte/Thommes 
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Niedersächsisches Personalvertretungsgesetz 

Basiskommentar  

 

1. Personalratswahlen 

Durch die neue Regelung wird eine personalratslose Zeit vermieden. Dienststellen, in denen die Wahl im 

gesetzlichen Zeitrahmen nicht durchgeführt werden konnte, wären nach alter Rechtslage bis zum 30.4.2020 

im Amt, bei nicht rechtzeitiger konstituierender Sitzung bis zum 30.6.2020. Sollte die konstituierende Sit-

zung erst nach dem 30.06.2020 stattgefunden haben, wären Beschlüsse des alten Personalrates nichtig ge-

wesen. Nach der neuen Rechtslage nicht mehr.  

 

2. Telefon- oder Videokonferenzen 

Für den Fall, dass eine epidemische Lage von nationaler Tragweite nach § 5 Abs. 1 Satz 1 IfSG oder eine 

epidemische Lage von landesweiter Tragweite nach § 3 a Abs. 1 Satz 1 NGöGD festgestellt ist, können 

Personalratssitzungen und Einigungsstellenverfahren per Telefon- oder Videokonferenztechnik durch-

geführt werden. Personalratsbeschlüsse können über diesen Weg erfolgen.  

 

a) Epidemische Lage von nationaler oder landesweiter Tragweite 

Die nationale epidemische Lage wird vom Deutschen Bundestag festgestellt (und diese auch wieder aufge-

hoben) und im Bundesgesetzblatt veröffentlicht. Diese ist derzeit (Stand: 28.7.2020) festgestellt und dauert 

an.  

 

Die landesweite epidemische Lage wird vom Landtag auf Antrag der Landesregierung festgestellt und auch 

aufgehoben. Die Feststellung und Aufhebung wird im Niedersächsischen Gesetz- und Verordnungsblatt 

bekannt gegeben.  

 

b) Personalratssitzungen 

Personalratssitzungen können nun auch als Telefon- oder Videokonferenz stattfinden. Insbesondere über 

Videokonferenztools besteht starke Unsicherheit. Die Berliner Datenschutzbeauftragte hat in einer Liste 

(übersichtliche Ampel-Liste) die gängigen Anbieter aufgeführt und deren rechtliche und technische Anwen-

dung datenschutzrechtlich überprüft. So warden dort z.B. Blizz, Cisco WebEx, Google Meet, GoTo Mee-

ting, Microsoft Teams, Skype (auch Skype for Business) und Zoom als datenschutzrechtlich bedenklich 

eingestuft. Die Liste wird hier bereitgestellt: https://www.datenschutz-berlin.de/fileadmin/user_up-

load/pdf/orientierungshilfen/2020-BlnBDI-Hinweise_Berliner_Verantwortliche_zu_Anbietern_Videokon-

ferenz-Dienste.pdf 
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Thema: Privacy Shield 

Der sogenannte »Privacy Shield« ist eine informelle Vereinbarung zwischen der EU-Kommission und den 

USA. Er ermöglicht die Verarbeitung personenbezogener Daten aus Europa in den USA. Nach einer neuen 

Entscheidung hängt die Datenübertragung davon ab, ob EU-Datenschutzrichtlinien eingehalten werden. 

Dies gilt für die USA nicht.  

 

Sofern kollektivrechtliche Gremien entsprechende Software nutzen, können Sie das auch weiterhin tun. Der 

Arbeitgeber hat allerdings unverzüglich zu prüfen, ob die Kommunikationssoftware datenschutzkonform 

eingesetzt werden kann. Peter Wedde weist in einem Interview darauf hin, dass für den Fall, dass nicht-

datenschutzkonforme Software genutzt wird, der Arbeitgeber das Risiko trägt, mit Geldbußen belegt zu 

werden.  

 

Peter Wedde zu privacy shield: https://www.bund-verlag.de/personalrat/aktuellespr~5-Fragen-zum-Pri-

vacy-Shield-~  

 

c) Beschlussfassungen 

Beschlussfassungen sollen nun schriftlich im Umlaufverfahren oder per eMail zulässig sein. In beiden Ver-

fahren ist sicher zu stellen, dass keine Einsichtnahme durch Dritte erfolgen kann. Im schriftlichen Umlauf-

verfahren ist Sorge zu tragen, dass keine unbefugte Öffnung erfolgt, bei eMails wäre die Stimmabgabe als 

Anhang verschlüsselt zu versenden. 

 

d) Einigungsstelle 

Die Einigungsstelle kann nun auch als Telefon- oder Videokonferenz stattfinden. Es gilt das unter b) (Per-

sonalratssitzungen) genannte. 

Wie hier die Abstimmung und die Beschlussfassung erfolgen soll, ist nicht geregelt. Das Gesetz stellt keine 

Anforderungen an die Beschlussfassung (ob geheim oder offen). Es bleibt also der Einigungsstelle überlas-

sen. 

 

Lothar Böker 

Thannheiser & Kollegen 
 
 
 


